Deutscher Bundestag Drucksache 7IV72,^ 

7. Wahlperiode 

20. 02. 74 


Sachgebiet 784 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 bezüglich der Einfuhrregelung für Karpfen und Forellen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestutzt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Bis zum Beginn der Anwendung einer gemein- 
schaftlichen Einfuhrregelung für Karpfen und Forel- 
len können die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 17 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 vom 
20. Oktober über die gemeinsame Marktorganisation 
für Fischereierzeugnisse ’)/ zuletzt geändert durch 
-), die mengenmäßigen Be- 
schränkungen, die sie bisher bei der Einfuhr dieser 
Erzeugnisse anwendeten, vorübergehend beibehal- 
ten. 

Für die beiden betreffenden Erzeugnisse kann 
nunmehr auf alle mengenmäßigen Beschränkungen 
an der Außengrenze der Gemeinschaft verzichtet 
werden; für Karpfen gilt dies unter dem Vorbehalt, 
daß ein Referenzpreis festgesetzt wird, durch den 
Störungen des Gemeinschaftsmarktes aufgrund von 
Einfuhren zu außergewöhnlich niedrigen Preisen 
vermieden w^erden können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
2142/70 werden die Worte „Erzeugnisse des An- 
hangs IV Abschnitte A und C" durch die Worte „Er- 
zeugnisse des Anhangs IV Abschnitt C“ ersetzt. 


Artikel 2 

In die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 wird folgender 

Artikel 18 a eingefügt: 

„Artikel 18 a 

1. Um Störungen aufgrund von Angeboten aus 
Drittländern zu außergewöhnlich niedrigen Prei- 
sen zu vermeiden, können für die in Anhang IV 
Abschnitt A genannten Karpfen vor Beginn des 
Wirtschaftsjahres Referenzpreise festgesetzt wer- 
den. Diese Referenzpreise können nach Maßgabe 
der saisonalen Preisentwicklung nach festzule- 
genden Zeitabschnitten innerhalb jedes Wirt- 
schaftsjahres differenziert werden. 

2. Die Referenzpreise werden auf der Grundlage 
des Durchschnitts der Erzeugerpreise festgesetzt, 
die während der drei Jahre vor der Festsetzung 
des Referenzpreises in den repräsentativen Er- 
zeugungsgebieten der Gemeinschaft für ein Er- 
zeugnis mit genau festgelegten Handelsmerkma- 
len festgestellt worden sind. 

3. Liegt der Frei-Grenze-Preis für eine Sendung 
Karpfen handelsüblicher Menge bei einer be- 
stimmten Herkunft unter dem Referenzpreis, so 
kann die Einfuhr dieser Erzeugnisse von der Er- 
hebung einer Ausgleichsabgabe abhängig ge- 
macht werden, die dem Unterschied zwischen dem 
Referenzpreis und dem Frei-Grenze-Preis zuzüg- 
lich des tatsächlich angewandten Zollsatzes ent- 
spricht. Die Kommission verfolgt regelmäßig die 
Entwicklung der Frei-Grenze-Preise der einge- 
führten Erzeugnisse für jede Herkunft. 
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4. Die Ausgleichsabgabe wird jedoch nicht gegen- 
über solchen Drittländern erhoben, die die Ge- 
währ zu übernehmen bereit und in der Lage sind, 
daß bei der Einfuhr von Karpfen mit Ursprung 
in und Herkunft aus ihrem Gebiet in die Gemein- 
schaft der Preis zuzüglich des tatsächlich ange- 
wandten Zollsatzes nicht unter dem Referenzpreis 
liegt und daß jede Verkehrsverlagerung vermie- 
den wird. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel, vor allem die Höhe des Referenzpreises, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 29 er- 
lassen. Die Einführung, Änderung oder Aufhe- 
bung der Ausgleichsabgabe sowie die Zulassung 
von Drittländern zur Regelung nach Absatz 4 
werden nach dem gleichen Verfahren beschlos- 
sen." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
20. Februar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ka 11/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 5. Februar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Bei der Verabschiedung der Verordnung (EWG) Nr. 
2142/70 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse hatte für Karpfen und Forellen 
keine Gemeinschaftsregelung vorgesehen werden 
können. 

Tn einer im Protokoll festgehaltenen Erklärung hat 
der Rat jedoch die Notwendigkeit hervorgehoben, 
daß die Gemeinschaft für diese Erzeugnisse später 
eine gemeinschaftliche Einfuhrregelung, die einen 
angemessenen Schutz der Gemeinschaftserzeugung 
gewährleistet, erläßt und zuvor mit den entspre- 
chenden Lieferländern alle zweckdienlichen Ver- 
handlungen im Hinblick auf die Einführung einer 
solchen Regelung einleitet. 

Mit der vorgeschlagenen Verordnung soll nun für 
diese beiden Fischarten eine Gemeinschaftsregelung 
eingeführt werden. 

Bei Forellen hat sich das Problem durch den Beitritt 
Dänemarks, das der wichtigste Forellenlieferant der 
Gemeinschaft ist, im wesentlichen erledigt, so daß 
die Einfuhr liberalisiert werden kann. 

Bei Karpfen muß die Liberalisierung der Einfuhren 
dagegen mit Schutzmaßnahmen an der Grenze ein- 
hergehen, da die Karpfenpreise bei der Einfuhr aus 
dritten Ländern (Jugoslawien, Ungarn, Polen und der 
Tschechoslowakei) erheblich unter den Erzeugerprei* 
sen in der Gemeinschaft liegen. Es wird daher vor- 
geschlagen, für Karpfen Referenzpreise festzusetzen 
und bei Unterschreitung dieser Preise eine Aus- 
gleichsabgabe zu erheben. Es ist jedoch vorgesehen, 
daß diese Abgabe - ähnlich wie bei verschiedenen 
anderen landwirtschaftlichen Marktordnungserzeug- 
nissen - nicht gegenüber solchen Drittländern erho- 
ben wird, die sich in Vereinbarungen mit der Ge- 
meinschaft bereit erklären, die Einhaltung dieses 
Referenzpreises zu garantieren. 
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